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Öffentliche Fassung 

 

 

Telefónica dankt für die Gelegenheit zur Stellungnahme und nutzt diese wie folgt: 

Zusammenfassung:  

• Telefónica teilt im Wesentlichen die Analyse der technischen Gegebenheiten im Mobilfunk 

auf Netz- und Endgerätseite und in der Folge die Einschätzung, dass die für das Festnetz 

erarbeiteten Regelungen nicht auf den Mobilfunk übertragbar sind. 

 

• Die Mobilfunknetzbetreiber verfügen über die Funktionsherrschaft über ihre Netze. Die 

dargestellten technischen Gegebenheiten auf Netz- und Endgeräteseite führen aber dazu, 

dass die tatsächlichen Einflussmöglichkeiten bezogen auf die Bandbreite, die individuellen 

Kund:innen zu einer gegebenen Zeit an einem gegebenen Ort zur Verfügung steht, sehr 

begrenzt sind. Im Rahmen des Ausgleichs zwischen den Aspekten des Kundenschutzes und 

dieser eingeschränkten Funktionsherrschaft muss eine Lösung gefunden werden, die der 

Netzbetreiber auch tatsächlich beeinflussen kann. Bei einer netzweit und jederzeitig zu 

erreichenden Bandbreite ist dies nicht der Fall, selbst wenn es sich – auf den ersten Blick 

großzügig bemessen - um einen Wert von 10% der geschätzten maximalen Bandbreite 

handelt. 

 

• Die Anbieter sind verpflichtet, in ihren Mobilfunkverträgen eine klare und verständliche 

Erläuterung dazu anzugeben, wie hoch die geschätzte maximale und die beworbene 

Download- und Upload-Geschwindigkeit ist1. Diese Erläuterungen müssen bei der Frage, was 

die angegebene Leistung im Sinne des § 57 (4) Satz 1 Nr. 1 TKG ist, zwingend 

mitberücksichtigt werden. Eine unreflektierte und isolierte Übernahme des Werts 

„geschätzte maximale Geschwindigkeit“ greift hier deutlich zu kurz und würde die 

Erläuterungspflicht unterlaufen.  

 

• Selbst ohne Berücksichtigung etwaiger Erläuterungen würde der Zwang zur Angabe einer 

„geschätzten maximalen Geschwindigkeit“ nicht dazu führen, dass an allen Orten, an denen 

ein Einbuchen in das Netz möglich ist, auch eine relevante Bandbreite erreicht werden muss. 

Diesen Gedanken spiegeln die Eckpunkte zutreffend, aber unzureichend, wider durch den 

Ausschluss der Messung im 2G Netz.  

 

 
1 Vgl. Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU) 2015/2120. 



   

 

2 
 

Öffentliche Fassung 

• Das vorgeschlagene Abschlagssystem konterkariert den gesetzgeberischen Auftrag an den 

Anbieter zur Schätzung einer maximalen Bandbreite. Es zwingt ihn vielmehr, sich bei der 

Schätzung der maximalen Bandbreite an der langsamsten Stelle im Netz zu orientieren.  

 

• Die vorgegebene Festlegung anhand von statistischen Auswertungen über die Parameter 

Bevölkerungszahl und KGS22 ist ungeeignet. Es handelt sich dabei um beliebige 

administrative Werte, die in keinem oder nur zufälligen Zusammenhang mit der 

Netzarchitektur und den erreichbaren Bandbreiten in den Netzen stehen. 

 

• Es ist deshalb ein Verfahren zu entwickeln, welches dem Netzbetreiber/Diensteanbieter 

ermöglicht, die geographischen Bereiche und die dort relevanten Bandbreiten selbst 

anzugeben.  

 

• Am vorgesehenen Messaufbau sind darüber hinaus noch weitere Anpassungen erforderlich. 

So muss beispielsweise sichergestellt werden, dass die Messungen nur Outdoor und im 

hinreichenden örtlichen Abstand zueinander durchgeführt werden und dabei Geräte für die 

Messung Verwendung finden, welche die netzseitig angebotene Leistung auch voll 

ausnutzen können.  

 

• Wie die Bundesnetzagentur zutreffend darstellt, besteht die Möglichkeit, dass in den 

Verträgen mehrere geschätzte maximale Bandbreiten angegeben werden und Karten in die 

vertragliche Gestaltung mit einbezogen werden. Dieser Fall ist im weiteren Verfahren zu den 

Festlegungen und bei der Entwicklung der Apps mitzubetrachten.  

 

Vorbemerkung 

Das Kernproblem ist, dass im Mobilfunk – anders als im Festnetz – die Leistung den Kund:innen nicht 

an einem bestimmten Ort angeboten wird, sondern grundsätzlich im gesamten deutschlandweiten 

Netz. Dies besteht im Falle von Telefónica aus mehreren zehntausend Antennen. Diese Antennen 

werden mit unterschiedlicher Technik betrieben (2G, 4G oder 5G), so dass allein aufgrund dieser 

Tatsache unterschiedliche Maximalgeschwindigkeiten bestehen. Die von Kund:innen individuell 

erfahrene Leistung ist zudem abhängig von einer Vielzahl nicht kontrollierbarer Bedingungen, wie der 

Entfernung zur Antenne oder der Topologie. Wesentlich geprägt wird die Leistung zudem von der 

Anzahl der gleichzeitig auf die Antenne zugreifenden Nutzer. Nicht zuletzt müssen die von den 

Kund:innen genutzten Endgeräte überhaupt technisch in der Lage sein, die maximale Geschwindigkeit 

zu erreichen. 

Aus diesen Gründen kann die individuell erfahrene Geschwindigkeit für den Nutzer an verschiedenen 

Orten im gleichen Netz sehr unterschiedlich ausfallen, die unvermeidbar häufig unter der geschätzten 

maximalen Geschwindigkeit liegen müssen. Der Verordnungsgeber für die Verordnung (EU) 2015/2120 

hat dies erkannt und dem Anbieter von Mobilfunkdienstleistungen, anders als im Festnetz, gerade 

nicht auferlegt,  die minimale, die normalerweise zur Verfügung stehende, die maximale und die 

beworbene Download- und Upload-Geschwindigkeit anzugeben und zu erläutern, sondern sich auf die 

Angabe und Erläuterung der geschätzten maximalen und beworbenen Download- und Upload-

Geschwindigkeit von Internetzugangsdiensten beschränkt. Er erkennt damit an, dass die 
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Funktionsherrschaft der Mobilfunknetzbetreiber sehr eingeschränkt ist und eine minimale, 

normalerweise zur Verfügung stehende und maximale Bandbreite gerade nicht angegeben bzw. 

sichergestellt werden können. Im Rahmen der anstehenden Diskussion muss dieser Aspekt ebenso 

berücksichtigt werden. Dies ist derzeit noch nicht angemessen der Fall. Es ist schlicht technisch nicht 

möglich, einen bestimmten Wert an jedem Ort zu jeder Zeit sicherzustellen. Dies gilt auch für einen 

auf den ersten Blick großzügig bemessenen Abschlag von bis zu 90% auf die geschätzte maximale 

Bandbreite, da die Spreizung zwischen den maximalen und minimalen Bandbreiten technisch bedingt 

viel größer ist und die minimale Bandbreite im Wesentlichen gleich bleibt, während sich die maximale 

Bandbreite immer weiter entwickelt.  

Im Einzelnen 

I. Stellungnahme zum „Einheitsmodell“ 

 

Zu Eckpunkt 1, keine Verwendung des Nachweisverfahrens für das Festnetz:  

Wir teilen die Auffassung der Bundesnetzagentur, wonach die Eigenschaften des Mobilfunknetzes, das 

Nutzungsumfeld der Endkund:innen sowie die Definition des geschätzten maximalen Wertes 

abweichende Regelungen hinsichtlich des Mobilfunks von den Vorgaben des Festnetzes rechtfertigen. 

Wir halten daher Abweichungen für zwingend. 

Der unter diesem Eckpunkt gezogene Schluss, wonach sich das Nachweisverfahren Mobilfunk derzeit 

lediglich auf die im Vertrag angegebene geschätzte Maximalgeschwindigkeit im Down- und Upload 

beziehen kann, ist jedoch nicht nachvollziehbar.  

Telefónica ist der Auffassung, dass die gesetzlich verpflichtend anzugebenden geschätzte maximale 

Geschwindigkeit nicht ohne weiteres als Vergleichswert zur erbrachten Leistung herangezogen werden 

kann. Maßstab soll ausweißlich § 57 (4) Satz 1 Nummer 1 TKG die gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe 

a bis d der Verordnung (EU) 2015/2120 angegebenen Leistung sein. Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe d der 

Verordnung (EU) 2015/2120 verpflichtet die Anbieter jedoch, in ihren Mobilfunkverträgen eine klare 

und verständliche Erläuterung dazu anzugeben, wie hoch die geschätzte maximale und die 

beworbene Download- und Upload-Geschwindigkeit ist. Solche Erläuterungen sind bei der 

Benennung des Vergleichswerts zur tatsächlichen Leistung zwingend zu berücksichtigen, da ansonsten 

der Sinn und Zweck der gesetzlich vorgegebenen Erläuterungen verfehlt und die geschuldete Leistung 

– soweit sie sich überhaupt aus den Angaben nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU) 

2015/2120 ergeben kann, unzulässig verkürzt wird. 

Telefónica, beispielsweise, ist der Pflicht nach Erläuterung dahingehend nachgekommen, dass neben 

der geschätzten maximalen Geschwindigkeit auch netzweite Durchschnittswerte angegeben wurden.  

Beispiel:  

• Bei Angabe einer geschätzten maximalen Download-Geschwindigkeit von 500 MBit/s erfolgt der 

Hinweis: „im Durchschnitt 58,3 MBit/s“ 

• Bei Angabe einer geschätzten maximalen Upload-Geschwindigkeit von 50 MBit/s erfolgt der 

Hinweis: „im Durchschnitt 23,4 MBit/s“.  

Darüber hinaus wird in den Leistungsbeschreibungen erläutert: 
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8.2 Die am jeweiligen Standort tatsächlich erreichbare Übertragungsgeschwindigkeit ist variabel und hängt u.a. ab von der örtlich 

verfügbaren Übertragungstechnologie, dem Verkehrsaufkommen in der jeweiligen Funkzelle, der örtlichen Abschirmung, dem 

Endgerät des Kunden, dem Server des InhalteAnbieters, sowie dem Standort und ggf. der Bewegung des Nutzers innerhalb der 

Funkzelle. Innerhalb von Gebäuden können die Netzverfügbarkeit und die Übertragungsgeschwindigkeit eingeschränkt sein. Die 

vertragliche vereinbarte Leistung ist daher die Nutzung des O2 Mobilfunknetzes mit der technisch jeweils örtlich verfügbaren 

Übertragungsgeschwindigkeit, maximal jedoch bis zu der für den jeweiligen Tarif angegebenen maximalen Surfgeschwindigkeit. Die 

ggf. zum jeweiligen Tarif angegebene durchschnittliche Surfgeschwindigkeit weist aus, welche Übertragungsgeschwindigkeit Kunden 

im bundesweiten Durchschnittlich im jeweiligen Tarif tatsächlich zur Verfügung stehen. Dieser Wert kann an einigen Standorten und 

zu einigen Zeiten erheblich über-, oder unterschritten werden. Informationen zur geschätzten maximalen und zur durchschnittlichen 

Bandbreite können der Preislisten entnommen werden. Bei erheblichen Abweichungen der Bandbreite können sich der Abruf und die 

Verbreitung von Informationen und Inhalten über den Internetzugang verlangsamen und Einschränkungen bei der Nutzung von 

Anwendungen und Diensten ergeben, die über den Internetzugang in Anspruch genommen werden. 

Aus diesen Erläuterungen wird für die Kund:innen sehr deutlich, dass die „geschätzte maximale 

Geschwindigkeit“ kein Leistungsversprechen ist, sondern ein technischer Kennwert für die 

theoretische Leistungsfähigkeit des Netzes, der unter Idealbedingungen erreicht werden kann und zu 

dessen Angabe die Anbieter gesetzlich verpflichtet sind. Diese Erläuterungen dürfen nicht einfach 

außer Acht gelassen werden, sondern sind angemessen zu berücksichtigen. 

Im Rahmen des weiteren Verfahrens sind deshalb Möglichkeiten zu entwickeln, in denen solche 

vertraglichen Vereinbarungen angemessen und gegebenenfalls betreiberindividuell berücksichtigt 

werden können. Andernfalls würden Minderungsrechte geschaffen, obwohl nach der vertraglichen 

Vereinbarung objektiv keine Verletzung eines Leitungsversprechens vorliegt.  

Dies wird letztlich auch von den Feststellungen im Eckpunktepapier (Seite 4 f.) bestätigt, wo es heißt: 

„Dass die teilweise sehr hohen vertraglich in Aussicht gestellten geschätzten maximalen 

Datenübertragungsraten nicht flächendeckend zur Verfügung stehen, ist Nutzern ebenfalls bewusst. 

Dass dies von den Kunden größtenteils nicht negativ ausgelegt, sondern als dem Mobilfunk 

innewohnend angesehen wird, zeigen die Ergebnisse (…).  Dies legt aus Sicht der Bundesnetzagentur 

den Schluss nahe, dass Nutzer bei mobilen Breitbandanschlüssen eher die Mobilität und die zur 

Verfügung stehende Performance bewerten (…).“ 

Weiterentwicklung erforderlich 

Es muss im Zuge der Weiterentwickung auch besser berücksichtigt werden, dass es Orte gibt, an denen 

die geschätzte maximale Bandbreite keine Rolle spielt und an denen Messungen mit niedrigen 

Bandbreiten trotzdem nicht zur Minderung oder außerordentlichen Kündigung berechtigen. Die 

Eckpunkte haben das auf technischer Seite – allerdings in unzureichendem Maße – erkannt, indem die 

Messung im 2G Netz ausgeschlossen werden soll (vergleiche Eckpunkt 5). Dies kann aber auch relevant 

werden, obwohl LTE verfügbar ist.  

Kein Bruchteil der geschätzten maximale Bandbreite sicherstellbar oder geschuldet 

Die Eckpunkte sehen derzeit einen Abschlag auf die geschätzte maximale Bandbreite vor. Dieser Ansatz 

scheint auf Grund der weitgehend zutreffend dargestellten Gegebenheiten im Mobilfunk auf den 

ersten Blick auch nachvollziehbar. Er verkennt aber, dass nicht an jedem Ort die geschätzte maximale 

Bandbreite oder ein Bruchteil davon sichergestellt werden kann, geschweige denn geschuldet wird. 

Dies gilt generell. Es gilt insbesondere, wenn dies aus den Erläuterungen den Kund:innen gegenüber 

hervor geht.  

Eine absolute Abhängigkeit, die noch dazu an jedem Punkt innerhalb des Netzes gilt und einen Wert 

von 1/10 vorsieht, muss in der Folge unweigerlich bedeuten, dass die Anbieter die maximale 
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Bandbreite nicht mehr (ausschließlich) anhand der Maximalgeschwindigkeit schätzen könnten, 

sondern der Wert sich daran orientieren müsste, welche Geschwindigkeit den Kund:innen in der 

langsamsten einbezogenen Zelle bereitgestellt werden kann.  

Widersinnige Folge der aktuellen Vorgaben wäre, dass die Diensteanbieter im Rahmen ihres 

gesetzlichen Auftrags zur Schätzung der maximalen Geschwindigkeit die Geschwindigkeit für den Ort 

mit dem geringsten Datendurchsatz schätzen müssten. Auf Basis des aktuellen Vorschlags würde die 

angebbare geschätzte maximale Bandbreite dann noch davon abhängen, wie die statistische 

Bevölkerungsdichte pro Quadratkilometer an diesem Ort ist.   

Beispiel:  

Am Ort mit dem geringsten Datendurchsatz innerhalb des Netzes ist davon auszugehen, dass im 

Rahmen der Messung ein Wert von 5 Mbit/s im Downlink erreicht wird. Wenn sich dieser Ort 

zufällig in einem Wohnquartier mit hoher Besiedlungsdichte (Abschlag 75%) befindet, wäre die 

bundesweit geschätzte maximale Bandbreite mit 20 Mbit/s anzugeben. Befände sich der Ort 

hingegen zufällig innerhalb der Grenzen eines Wohnquartiers mit geringer Bevölkerungsdichte 

(Abschlag 90%) dann könnte die geschätzte maximale Bandbreite mit 50 Mbit/s bundesweit 

angegeben werden.  

Um diesen Aspekt angemessen zu berücksichtigen, müsste eine Abkehr von der flächendeckenden 

Abhängigkeit des zu erreichenden Wertes von der geschätzten maximalen Bandbreite erfolgen. Es 

muss dem Netzbetreiber möglich sein, Bereiche auszuweisen, in denen zwar eine Versorgung gegeben 

ist, die erreichbare Bandbreite aber nicht im Zusammenhang mit der geschätzten maximalen 

Bandbreite liegt.  

……………………………………………………………………………………………………………………………………………………………

……………………………………………………………………………………………………………………………………………………………

……………………………………………………………………………………………………………………………………………………………

……………………………………………………………………………………………………………………. 

[Zudem darf die Zuordnung der Abschläge zu bestimmten Regionen nicht unter Einbeziehung von 

statistisch-administrativen Kennzahlen ermittelt werden, sondern muss sich an der tatsächlichen 

Netzarchitektur orientieren (siehe hierzu auch unten).  

Der Vollständigkeit halber sei hier erwähnt, dass - wie die Bundesnetzagentur zutreffend beschreibt - 

unter dem geltenden Rechtsrahmen auch die Möglichkeit besteht, in den Verträgen mehrere Angaben 

für unterschiedliche Netztechnologien anzugeben oder Karten mit unterschiedlichen Werten in die 

Verträge einzubeziehen. Diese Aspekte ergänzen die Gestaltungsmöglichkeiten in den Verträgen 

zwischen den Diensteanbietern und den Kund:innen, sie ändern aber nichts daran, dass sachgerechte 

Lösungen für Bestandskund:innen gefunden werden müssen, die die oben genannten Aspekte 

berücksichtigen. 

Dies vorweggeschickt gilt:  

a) Netzseitige Parameter 

Die vorgenommene Analyse des Sachverhaltes - etwa hinsichtlich der nicht gegebenen 

Ortsfestigkeit, der noch flächendeckenden Versorgung und des Umstandes, dass eine 
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Geschwindigkeitsmessung nur in Gebieten mit Versorgung möglich ist - teilen wir. Ebenso ist 

zutreffend, dass innerhalb des Gesamtversorgungsbereiches verschiedene, unterschiedlich 

leistungsfähige Mobilfunktechnologien zum Einsatz kommen. Dies betrifft aber nicht nur die 

Unterscheidung zwischen den „Generationen“ (2G, 4G und 5G) sondern auch Technologien 

innerhalb der Generationen wie Single Carrier, Carrier Aggregation, 5G DSS, 5G SA und 5G NSA.  

Die Analyse hinsichtlich der unterschiedlichen Frequenzbereiche und deren 

Ausbreitungseigenschaften treffen zu. Die Frage der verfügbaren Bandbreite hat aber nicht nur 

damit etwas zu tun, sondern auch mit der Bandbreite innerhalb des jeweiligen Bandes und den 

Gegebenheiten hinsichtlich von Carrier Aggregation an einem gegebenen Ort.  

Soweit dargelegt wird, dass in den Jahresberichten kontinuierlich eine Staffelung der zur 

Verfügung stehenden Datenübertragungsrate in Abhängigkeit vom jeweiligen geografischen 

Bereich festgestellt werden und im ländlichen Bereich dabei die niedrigsten 

Datenübertragungsraten erfasst wurden, während im städtischen Bereich deutlich höhere 

Datenübertragungsraten gemessen wurden, halten wir dieses Ergebnis der Auswertungen für 

plausibel.  

Telefónica bezweifelt nicht, dass dieser statistische Zusammenhang besteht, insbesondere wenn 

die Zahlenbasis so groß ist und das gesamte Bundesgebiet umfasst. Daraus ist aber nicht zu 

schließen, dass der Ausbau in jedem kleinteiligen Gebiet, wie etwa dem Stadtquartier, ebenso 

gestaltet ist. In der Folge kann daraus auch nicht abgleitet werden, welche Bandbreite den 

Kund:innen in jedem einzelnen, mit einer anderen Zielsetzung eingegrenzten Gebiet (Kreis-

Gemeinde-Schlüssel) oder einem Bruchteil davon (KGS22) zur Verfügung steht. Es muss zwingend 

berücksichtigt werden, dass die Bevölkerungsdichte pro Fläche nicht der Treiber des Netzausbaus 

ist und damit nicht Kern der Produktgestaltung und der geschuldeten Leistung ist. Treiber des 

Netzausbaus ist – neben der Erfüllung der Versorgungsauflagen – in der Regel vielmehr 

……………………………………………………………………………………………………………………………………………………

……………………………………………………………………………………………………………………………………………………

……………………………………………………………………………………………………………………………………………………

………………………………………………………………………………………………………………………………….Der Erfolg 

dieses Ausbauansatzes ist in den Eckpunkten zutreffend dargestellt, wenn die BNetzA darlegt, 

dass bei der Breitbandmessung „..mit Blick auf das Betriebsjahr 2020/2021 (…)  Dreiviertel (75,7 

%) der Nutzer ihren Anbieter positiv (mit den Noten 1 bis 3) bewertet...“ haben. 

Die Analyse ist auch insofern beliebig, weil bei entsprechender Stichprobengröße eine Vielzahl 

von Zusammenhängen gezeigt werden kann, die allesamt Ausfluss des eigentlichen Netzausbaus 

sind. Je kleiner die dann individuell zu betrachtende Fläche ist, desto mehr Gebiete wird es geben, 

die dem Ergebnis der bundesweiten Auswertung nicht entsprechen. So könnte sich vermutlich 

auch zeigen lassen, dass sich die erreichbaren Geschwindigkeiten danach unterscheiden, ob die 

Wohnbebauung eher durch Ein- oder Mehrfamilienhäuser geprägt ist, wie hoch die Fahrleistung 

von Haltern von PKWs mit einem Wohnsitz in der relevanten Region ist oder wie gut die 

Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr ist.  

Problematisch ist die Bildung der Zusammenhänge deshalb, weil anhand von willkürlichen 

Parametern im Ergebnis Leistungspflichten der Diensteanbieter geschaffen werden, die in vielen 
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Fällen mit der Netzplanung und damit mit der Produktgestaltung und der Leistung des Netzes vor 

Ort überhaupt nichts zu tun haben.  

Das Verfahren muss sich deshalb am tatsächlichen Netzausbau und nicht an statistischen Größen 

orientieren. Aus diesem Grund sollte es den Anbietern möglich sein, die entsprechenden Zonen 

selbst zu beschreiben und zu hinterlegen. 

 

b) Endgeräteseitige Parameter 

 

Wir halten die Auffassung der Bundesnetzagentur für zutreffend, dass neben den netzseitigen 

Parametern auch die von Kund:innen individuell nutzbaren Übertragungskapazitäten von der 

mobilen Nutzungssituationen der Kund:innen und der verwendeten Endgeräte beeinflusst 

werden und ein entscheidender Faktor dabei die jeweilige Signalstärke ist, die im direkten 

Zusammenhang mit der Empfangsqualität steht. Sie wird durch die Entfernung und Position zur 

Mobilfunkantenne, Abschirmung durch Gebäude, Topologie und Vegetation sowie 

Witterungseinflüssen beeinflusst. Des Weiteren ist – wie die Bundesnetzagentur zutreffend 

darstellt - für die Empfangsqualität von Bedeutung, ob ein Nutzer sich im Freien befindet oder z. 

B. innerhalb eines Gebäudes. Ebenfalls ist zutreffend, dass die Geschwindigkeit, mit der sich ein 

Endnutzer während der Nutzung fortbewegt, die Qualität eines Mobilfunkzugangs 

beeinträchtigen kann und dass die Fahrzeuge aufgrund ihrer Bauweise in der Regel stark dämpfen, 

da sie einem Faraday‘schen Käfig gleich den Innenraum von Funksignalen abschirmen können. 

Ebenso ist zutreffend, dass technische Spezifikationen des Endgerätes von Bedeutung sind.  

 

Der Feststellung der Bundesnetzagentur, dass die bei der individuellen Nutzung eines 

Internetzugangs über Mobilfunk zur Verfügung stehenden und auch tatsächlich erreichbaren 

Datenübertragungsraten je nach Standort und Nutzungssituationen der Kund:innen stark 

variieren können, ist insoweit zuzustimmen.  

 

Die Eckpunkte beinhalten auch den Aspekt, dass tarifliche Faktoren zu beachten sein können, 

welche nach Auffassung der Bundesnetzagentur etwa tarifbedingte Begrenzungen der 

Datenübertragungsrate oder Technologie (z. B. LTE, 5G) oder eine Drosselung der 

Geschwindigkeit nach Überschreiten eines inkludierten monatlichen Datenvolumens sein 

könnten. Hierzu ist anzumerken, dass der Aspekt der tariflichen Faktoren, mit anderen Worten, 

die vertraglich vereinbarte Leistung im Rahmen der nächsten Schritte des Verfahrens wesentlich 

vertiefter beleuchtet und berücksichtigt werden muss. Denn die Frage der Minderung bezieht sich 

immer auf den Vergleich der erbrachten mit der geschuldeten Leistung, wozu der Vertrag (Tarif) 

die Grundlage bildet.  

 

c) Geschätzter Maximalwert  

Es ist zutreffend, dass gemäß Art. 4 Abs. 1 Buchst. d TSM-VO die Mobilfunkanbieter dazu 

verpflichtet sind, in ihren Verträgen Angaben zur geschätzten maximalen Geschwindigkeit im 

Download als auch im Upload zu machen. Hierbei soll – anders als im Festnetz – nur ein 

geschätzter Wert angegeben werden. Der Begriff „geschätzt“ ist dabei nach Auffassung der 

Bundesnetzagentur der Bedeutung nach als „näherungsweise bestimmt“ zu verstehen (vgl. Duden 



   

 

8 
 

Öffentliche Fassung 

Online, www.duden.de). Diese Interpretation halten wir für verkürzt. Sie gibt dem Wert eine 

Bedeutung von naturwissenschaftlicher Belastbarkeit, die ihm nicht innewohnt. Das wird auch 

daraus ersichtlich, dass der volle Eintrag im Duden lautet: „(ohne exaktes Messen, nur auf 

Erfahrung gestützt) näherungsweise bestimmt“. Wikipedia bezeichnet eine Schätzung als „die 

genäherte Bestimmung von Zahlenwerten oder Größen durch Augenschein, Erfahrung oder 

Vermutung“2. Das Wiktionary beschreibt die Schätzung als „grobe ungefähre oder vorläufige 

Einstufung“3.  

Die Frage der unterstellten Interpretation einzelner Diensteanbieter dahingehend, dass diese 

hierunter einen Wert verstünden, der unter Beachtung der voranstehenden Eigenschaften unter 

idealen Bedingungen von einem einzelnen in der Funkzelle aktiven Nutzer erzielt werden kann, 

stellt nach unserer Wahrnehmung eine Vermutung dar, die im weiteren Verfahren so nicht 

weiterverfolgt werden kann. Richtig ist aber, dass die Bedeutung des Wertes unterschiedlichen 

Interpretationen zugänglich ist.   

Die These, wonach am Markt derzeit ein bundeseinheitlicher Wert angegeben wird und eine 

lokale Differenzierung nicht erfolgt, teilen wir insoweit. Es gibt aber – wie bei Telefónica (siehe 

oben)  – durchaus Erläuterungen des Wertes und bzw. der Leistungsfähigkeit des Netzes die nicht 

außer Acht gelassen werden dürfen.  

 

Zu Eckpunkt 2, Berücksichtigung der Aspekte des Mobilfunks: 

 

Wir begrüßen die erklärte Absicht der Bundesnetzagentur, die mobilfunkspezifischen Aspekte bei der 

Ausgestaltung des Überwachungsmechanismus im Messkonzept zu berücksichtigen. Die im Rahmen 

der Konkretisierung der unbestimmten Begriffe in Form einer Allgemeinverfügung beabsichtigte 

Differenzierung nach inhaltlichem (erhebliche Abweichung) und zeitlichem Faktor (kontinuierliche 

oder regelmäßig wiederkehrende Abweichung) begrüßen wir ebenfalls. Dies gilt ebenfalls dafür, dass 

Voraussetzung für das Vorliegen eines Minderungsanspruchs das kumulierte Vorliegen von 

inhaltlichem und zeitlichem Faktor sein soll.  

 

Nicht nachvollziehbar ist aber die Schlussfolgerung, dass die Angaben in den Verträgen einen für das 

gesamte Bundesgebiet geltenden einheitlichen geschätzten Maximalwert darstellen sollen, der als 

vertraglich zugesicherte Datenübertragungsrate den Wert darstelle, an dem sich die tatsächlich 

gemessene Datenübertragungsrate gemäß § 57 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 TKG überprüfen lassen muss. 

 

Die Bundesnetzagentur hat in den Eckpunkten umfangreich und zutreffend dargestellt, dass es 

unterschiedliche Interpretationen hinsichtlich des Inhalts des Begriffes der geschätzten maximalen 

Bandbreite gibt. Der Gesetzgeber hat dabei den Fokus auf die maximale Bandbreite gelegt. Eine 

Mindestbandbreite ist im Mobilfunk – nicht zuletzt auf Grund der zutreffend dargelegten 

Besonderheiten nicht sicherstellbar.  

 

Aus dem Fokus auf die maximale Geschwindigkeit ergibt sich zwingend, dass es auch Orte geben muss, 

an denen die Maximalgeschwindigkeit nicht erreicht wird. Die Regelungen und Verträge treffen 

 
2 https://de.wikipedia.org/wiki/Schaetzen 
3 https://de.wiktionary.org/wiki/Schaetzung 

https://de.wikipedia.org/wiki/Erfahrung
https://de.wikipedia.org/wiki/Sch%C3%A4tzen
https://de.wiktionary.org/wiki/Sch%C3%A4tzung
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keinerlei Aussagen dazu, welche Geschwindigkeiten in diesen Fällen erreicht werden müssen. Man 

kann deshalb auch nicht ableiten, dass außerhalb der „verschiedenen Orte“ ein bestimmter Bruchteil 

des vereinbarten Werts erreicht werden muss.  

 

Der Schluss, wonach für einen mobilen Überwachungsmechanismus folgt, dass an allen 

Zugangspunkten eines Netzes der vertraglich festgehaltene, bundeseinheitliche geschätzte 

Maximalwert – oder ein Bruchteil davon – überprüft werden können soll, ist daher nach unserer 

Auffassung nicht zulässig.  

 

Mit Blick auf das Gesagte ist die Aussage der Bundesnetzagentur nicht zutreffend, dass für eine 

„erhebliche, kontinuierliche oder regelmäßig wiederkehrende Abweichung“ eine Konkretisierung mit 

Blick auf das gesamte Bundesgebiet erfolgen muss. Die angesprochene Bedeutung der Differenzierung 

nach „Regionen“ ist dabei erläuterungswürdig. 

 

Die Ausführungen der Bundesnetzagentur unter diesem Gliederungspunkt, wonach der Anbieter eine 

Karte mit mehreren bundesweit geltenden Werten angeben kann, sind zutreffend. Die Eckpunkte und 

die Toolentwicklung sollten diesen Aspekt zukünftig mitverfolgen (siehe hierzu unten Ziffer II).  

 

Zu Eckpunkt 3, Messaufbau: 

 

Im Hinblick auf die Besonderheiten im Mobilfunk halten wir umfangreiche Änderungen am 

Messaufbau für erforderlich.  

 

Essenziell ist dabei, dass sichergestellt werden muss, dass die Messungen nur Outdoor, also außerhalb 

von Gebäuden, und mit einem Mindestabstand von 5 Metern stattfinden dürfen. Die unterschiedlichen 

Dämpfungseigenschaften der Baumaterialien von Gebäuden und die Position des Endgeräts innerhalb 

von Gebäuden sind so enorm, dass diese nicht durch anderweitige Korrekturmaßnahmen egalisiert 

werden können.  

 

Ebenso muss sichergestellt werden, dass die Orte der Messung hinreichend weit voneinander 

entfernt sind. Damit kann sichergestellt werden, dass lokale Erscheinungen wie Störungen durch lokale 

Interferenzen ausgeschlossen werden, die nur sehr lokal auftreten, aber überproportionale 

Reduzierungen der Leistungsfähigkeit der Netze verursachen.  

 

Wir halten eine Zahl von 30 Messungen für zu wenig. Es sollten mindestens 50 Messungen 

vorgenommen werden, um eine statistisch hinreichend große Datenbasis zu schaffen. Im Vergleich zu 

den im Festnetz vorgesehenen 30 Messungen ist die Erhöhung im Mobilfunk deshalb angezeigt, da 

anders als im Festnetz auch der Messort variiert.  

 

Die Messungen müssen auf einen Zeitraum von 14 Tagen limitiert werden, damit Messkampagnen 

nicht zu sehr in die Länge gezogen werden.  

 

Ein Abstand von 5 Minuten zwischen den Messungen halten wir für zu wenig, weil dann noch zu viele 

Messungen beispielsweise in der Busy Hour gemacht werden können und das Ergebnis damit verzerrt 

wird. Die täglichen Messungen sollten darum in zwei Blöcke eingeteilt werden, damit die untertags 
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auftretenden Schwankungen ausreichend berücksichtigt werden. Zwischen den beiden Blöcken sollte 

ein Zeitraum von 5 Stunden liegen. 

 

Zu Eckpunkt 4, Minderleistung:  

 

Wie dargestellt, halten wir die Bezugnahme auf die geschätzte maximale Bandbreite für nicht geeignet.  

Der zu erreichende Wert sollte für die einzelnen Regionen von den Anbietern unabhängig von der 

geschätzten maximalen Bandbreite anhand des Netzausbaus angegeben werden. 

 

Innerhalb des in den Eckpunkten erwogenen - aber aus den oben genannten Gründen abzulehnenden 

- Systems wären Abschläge auf die geschätzte maximale Bandbreite eine Folgemaßnahme, um die 

netztypischen Eigenschaften im Mobilfunk zumindest ansatzweise zu berücksichtigen. Der Ansatz 

ginge aber nicht weit genug, denn es müsste eine Lösung gefunden werden, bei der die Aufteilung der 

Gebiete sich an dem Netzausbau und nicht an abstrakten Werten wie der Bevölkerungsdichte 

orientiert. Ebenso muss berücksichtigt werden, dass es für eine vertragsgemäß erbrachte Leistung in 

den Gebieten mit geringeren Bandbreiten nicht auf die mit der konkreten Kund:in individuell 

vereinbarte geschätzte maximale Bandbreite ankommt.  

 

In diesem Zusammenhang gänzlich beliebig ist die Bezugnahme der Bundesnetzagentur auf 

geographische Bereiche (städtisch, halbstädtisch, ländlich) und die Zuordnung auf 

Wohnquartierebene. Diese Aspekte finden sich in keinem uns bekannten Vertrag und können so auch 

nicht hinsichtlich der Frage der Minderung herangezogen werden. Ebenso offen bleibt die Frage, wie 

die Bundesnetzagentur auf die Abschläge von 75%, 85 % und 90% kommt.  

 

Die in der Zusammenfassung dargelegte Annahme einer „erheblichen, kontinuierlichen oder 

regelmäßigen Abweichung bei der Geschwindigkeit“ in dem Fall, in dem nicht an drei von fünf 

Messtagen jeweils mindestens einmal in städtischen Bereichen 25 Prozent, in halbstädtischen 15 

Prozent oder in ländlichen 10 Prozent der vertraglich vereinbarten geschätzten 

Maximalgeschwindigkeit erreicht würden, lehnen wir deshalb ab.  

 

Zu Eckpunkt 5, Mobile Version der Breitbandmessung/Funkloch-App als Basis für einen 

Überwachungsmechanismus: 

 

Wir teilen grundsätzlich die Einschätzung der Bundesnetzagentur, wonach die bereits bestehende 

mobile Version der Breitbandmessung/Funkloch-App als Basis herangezogen werden könnte und sind 

auch der Ansicht, dass daran noch weitreichende Änderungen erforderlich sind.  

 

Die Bundesnetzagentur schlägt vor, dass die Geschwindigkeiten über einen mobilen 

Überwachungsmechanismus auf Basis der Nutzdaten des Transport Layer Protocols (OSI-Schicht 4) 

ermittelt werden würden und Up- und Download-Geschwindigkeiten über kontrollierte TCP/HTTPS-

Verbindungen zu ermitteln seien.  
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Zu Eckpunkt 6; Umsetzung einer ordnungsgemäßen Messumgebung in der Verantwortung der 

Verbraucher:  

 

Wir teilen die Auffassung der Bundesnetzagentur, dass bei der Erstellung des 

Überwachungsmechanismus Faktoren, die das Messergebnis beeinflussen können, möglichst 

automatisch erfasst und wichtige Fehlerquellen sowohl mit Hilfe technischer Parameter als auch durch 

Nutzerinteraktion ausgeschlossen werden sollte. Im Interesse der Kund:innen und der Netzbetreiber 

sollte es möglich sein, Geräte von der Messung auszuschließen, die offensichtlich nicht die netzseitig 

bereitgestellten Technologien unterstützen und deshalb die bereitgestellten Bandbreiten nicht 

erreichen können.  

Hinsichtlich der Ausgestaltung des Überwachungsmechanismus sind noch zahlreiche grundlegende 
Aspekte sicherzustellen, um zu einer validen Messung zu gelangen, insbesondere: 
 

• Es muss ein nachvollziehbares und umfassendes Messprotokoll erstellt werden, das es dem 

Diensteanbieter erlaubt, sich mit dem Ergebnis detailliert auseinander zu setzen. Hierzu gehören 

beispielsweise die GPS-Koordinaten der Messung und die genaue Bezeichnung des Endgeräts in 

einer Art und Weise, die es dem Anbieter ermöglicht, Rückschlüsse auf die technischen 

Fähigkeiten des Geräts zu ziehen (so etwa Hersteller, eindeutige Typenbezeichnung, 

Softwarestand). Dabei sollen Messungen ausgeschlossen werden, die mit Geräten vorgenommen 

werden, die nicht in der Lage sind, die Leistung des Netzes und des Vertrages (5G, Carrier, 

verfügbare Bänder) zu unterstützen. 

• Während der Messung muss insbesondere die verwendete SIM-Karte ausgelesen (MSISDN oder 

IMSI) und im Messprotokoll dokumentiert werden, um eine Übertragbarkeit bzw. Weitergabe der 

Ergebnisse auszuschließen und die Messung einem Vertrag zuzuordnen.  

• Es muss sichergestellt werden, dass paralleler anderweitiger Verkehr ausgeschlossen ist. 

• Es darf keine Messung im Energiesparmodus erfolgen. 

• Es darf keine Messung möglich sein, wenn sich die Kund:in in der Drosselung befindet. 

• Es muss sichergestellt werden, dass im Endgerät keine Limitierung der verwendbaren 

Netztechnologie vorgenommen wurde.  

Während einige Funktionen der App durchaus beibehalten bleiben sollten (Zeitstempel, Unique 

Measurement ID, gemessene Technology (2G/3G/4G/5G/WLAN), Device Typ), halten wir darüber 

hinaus eine Speicherung auch folgender weiterer Daten für eine Verwendung zum Zwecke des § 57 

Abs. 4 TKG für jede einzelne Messung für unbedingt erforderlich: 

 

• Ort der Messung (z.B. per GPS Longitude/Latitude unter Angabe von GPS Accuracy/Speed), 

• Zelle (Cell-ID), 

• Netz (MCC, MNC), 

• Signalstärke und -qualität (4G: RSRP / RSRQ / SINR; 5G: Serving Beam RSRP, Serving Beam SINR), 
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• verwendetes Gerät.  

II. Anforderungen an das regional differenzierte Modell 

Die von der Bundesnetzagentur dargestellte Möglichkeit der Angabe mehrerer geschätzter maximaler 

Bandbreiten und die Einbeziehung von Karten muss in der weiteren Konsultation und den 

abschließenden Festlegungen und bei der Entwicklung der App mitberücksichtigt werden. Damit ist es 

den Kund:innen möglich, auch bei neuen Tarifen, die diese Darstellungsform wählen, die ihnen 

zustehenden Rechte gelten zu machen. Zudem ist es den Anbietern dann möglich, die Tarife in 

Kenntnis der rechtlichen Lage zu gestalten.  

Die App muss also in der Lage sein, auf Kartenmaterial der Netzbetreiber zuzugreifen in dem die für 

den gegebenen Ort als Maßstab der Messung geltende Bandbreite angegeben ist.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Telefónica Germany GmbH & Co. OHG 


